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6. O],{tober 1955 

:Bundesministe:L1 Dr" Illig-: Verkehrcunterrioht sollte Pflichtgegenstand in den Schulen 
werden ,. Neue K:r~ftfahrverordnung tL."1.d neues Strassenpolizeigesetz in Vorbereitung '-_.,-------_ ... -------.-..... '----

245(A>~.2..~ 
zu 370/J ! .. !l...L~ a g e b e a n t W 0 r tun 6. 

Auf eine Anfrage, betreffend die Handhabung der Bestimmungen des Kraftfahr­

gesetzes" welche' die Abg" W e i k h a, r t und Genossen anlä.sslich e1ner Sitzung 
, \ 

des National~ates an den Bundesminister für Handel und Wiederaufbau 

llr .. f:: 1 1 1 g gerichtet habenIl 'teilt der Bundesminister folgendes m1t: 

In der Anfrage wird dem Erstaunen Ausdruck verliehen, dass das Bundesgesetz 

über das Kraftfahrwesen t das am 6" Juli 1955 vom Nationalrat beschlossen wurde, 

noch nicht, im Bundesgesetzblatt veröffentlicht seio Ich möchte hiezu bemerken, 

dass im Kraftfahrgesetz, und zwar im VIII4 Abschnitt über den zwischenstaatlio~en 

Kraftfahrverkehr, die Genfer Abkommen betreffend Strassenverkehr zitiert sind und 

das. aus diesem Grunde diese Abkommen vor dem Kraftfahrgesetz 1955 im Bundesge­

setzblatt verlau,tbart sein müssen. Die Verlautbarung dieser Abkommen kann jedoch 

erst erfolgen, wenn die entsprechenden Ratifikätionsurkunden beim Generalsekretär 

der Vereinten Nationen hinterlegt worden sindo Die j~forderlichen Schritte hiezu 

hat mein Ressort unmittelbar nach VerabßohledUl'lg des Krattfahrgesetzes durch die 

Organe der ~undesgesetzgebung eingeleiteto Voraussichtlich wird die Ratifikations­

urkunde im taufe des Monats Oktober be:tm Generalsekretär der Vereinten Nationen 
, , . 

hinterlegt werden<) Unmittelbar darauf werden die Genfer Abkommen und das Kraftfa.hr­

gesetz 1m Bundesgesetzblatt verlautbart werden. Im § 112 des Kraftfahrgesetzes 1955 

,hat der Nationalrat das Inkrafttreten mit 1~lo1956 festgesetzt, sodass dar Zeit-

punkt der Verlautbarung hiefür nioht von Belang ist. .' . 

Mein Bundesministerium, das fürr!&aftfah:rwesen und, soweit Bundeskompetenzen 

gegeben sind, für das Strassenverkehrswesen zuständig ist, hat sich dauernd bemüht, 

duroh entsprechende Massnahmen die Ursache der Verkehrsunfä.lle auszuschalten und 

(:1e Verkehrssioherheit zu erhöhen. Zunächst wurden die entsprechenden legislativen 
, 

Arbeiten für dlim Entwurf des Kraftfahrgesetzes 1955 geleistet., Auf Grund dieses 
Gesetzes ist eine neue Kraftfahrverordnurig zu erlassen, an deren Entwurf intensiv 

gearbeitet wird, damit nach Beratung mit allen zuständigen Stellen ihre Erlassung 

noch vor dem 1.1 ",1956 erfolgen kann" " 

Ein erster Entwurf für ein neues strassenpolizeigesetz liegt bereits vor, die 
Arbe! ten 'daran werden 1,..nfang des nächsten Jahres nach Abschluss der gesamten Neu­

fa~sung der, Krafi:;fah:~vorschriften, fortgesetzt werden'; 
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2 "Beibla.tt 610 Oktober 1955 

Mein Ressort 1st weiter bemÜht, dUroh wiederholte R~derlässe e.n die HerTen 

Landesha.u.ptmänneI' auf' die Einhal tung der Verkehrsvorsch~iften hinzuwirkeno Es seien 

hier einige Runderlässe a.us letzter Zeit angeführto 

Ein Runderlass vom 31 eJuli 1955, Zl~ 70~281-I/7-1955, befasst sioh'mit der 

Bekämpfu..'1g der v'.irsohriftsw!d.l':1gen Rauoh~ u.nd 1ärmentwicklung .. 

Ei.n Runderlass gleiohen Datums, ZL. 67 .. 904·--·1/7-1955, weist die He~ren Landes~ 

hauptmänner a.n~ die' FühreZ'sC';heinentziehungell an Hand der an die Bundespo1izeidirek­

tlon Wien als Zentraln&chweisstel1e für Angelegenheiten der Kraftfahrzeuglenke:: ge­

ri~hteten Verständigungen zu überprüfen und auf die unbedingte Einha1tu.ng de:~ Ver­

I;ftändigungspf1ioht hinzuwirken".J 

Ndt Ru.nderlasa vom 27. August 1955, ZL 70.864 .• 1/7..,.1955\1 er-ging die Weisung, 

"alle Velckehrsteilnehmer, also Kraftfah:re~ebenso wie Radfahrer und Fussgänger,.bei 

VerkehrsÜbertretungen schär.t:~tens zu bestrafen und ausserdem von der Möglj.i')lilie:1.i; 

des Entzuges des Führersoheines aus Sicherheitsgr~~den vermehrt und bei zeitlioher 

Besohrän..1{llng verlängert Gebrauch zu maohen,," 

In einem weiteren- RU.nderlass vom 22.., September 19559 ZJ.Q 70,,725 .. 1/7 .• 1955, 

wurde angeor~~et, dass gegen Personen, d1~ sioh den bevor~ugten Strassenbenützern 

(Feue:::'wehr; :Rettungsdien.st. uswo ) gegenüber nioht entspreohend verhalten, eohärfstens 

vorzug9hen :lGt. 

Aus den hier angeführten Erlässen 1st wohl zu ersehen, dass s.ioh das z-uß'tändi­

ge Bundesministerium intensiv bemüht t dle Verkehrssicherheit auf der Strasse zu er­

höhen~ Es ist aber auch bestreb'i;~ duroh Anlegung des rigorosesten Maßsto.bes bei den 

Entsoheidl.:ngen in Angelegenheiten deo FÜhrersoheinentzuges dem Gebo·t der Stunde 

Rechnung zu tragen~ 

Sioherliohsind in jedem staat im Zuge der Motorisierung ähnliche tiaurtge 

Erfahrungen gemaoht worden wie jetzt bej, un..so Meiner Ansicht naoh sind es vor a.llem 

folgende Ums.tände, auf die der besonders hohe Blutzoll, den UIlsere Bevölkerung im 

Zuge der Motorisierung zu leisten hat, zurüokzuführen 1st., Ztm.äohst ist zu bedenken., 

dass der Motorisieru.ngsprozess in Österreioh in .ein,e~ verhä1tn5.smässig kurzen Zeit­

spanne vor sioh geht. Vor allem aber findet dieser Motorisierungsprozess 1 . .n ejnem 

Zeitpunkt statt v in dem eine granse Anzahl von J?erscnen, ,denen in der Kriegs". und 

Nachkriegszeit Rüoksiohtslosigkeit gegen ihre Mitmenschen eingeimpft wurde, das 

Lenkrad ergreifen~ Denn es steht ausser Zweifel, dass der Hauptfaktor der Verkehrs­

unfälle in der ma:ngelnden Rüoksioh·t auf den an_deren Strassenbenützer zu suchen :!.sto 

Hier reiohenmeines Eraohtens nicht strenge Strafen ausi/ hier muss eine ej.ngehende 
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3.13eiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 6. Oktober 1955 

Erziehung eingreifen .. Von diesem Gesichtspunkt ausgehend, habe ich an den Herrn 

Bundesminister für Unterrioht ein Schreiben gerichtet, worin icli ihn gebeten habe, 

die Frage zu ~rüfen, ob nicht ungeachtet der Belastung unserer Schuljugend de~ 

Verkehrsunterricht Pflichtgegenstand werden Bollte. Im Zuge dieses Unterriohtes 

wäre nicht nur die Kenntnis der V&rkehrsregeln zu vermitteln, es sollte vor allem 

auf eine rücksichtsvolle Haltung jedem anderen Strassenbenützer gegenüber auf 

pädagogischem Wege,hingewirkt werden. Die Erfolge einer solchen schulmäss1€en Er­

ziehung werden sioh nioht von heute a\1f morgen einstellen. Ich bin jedoch der Über .. 
. . 

zeugung, dass dies der einZige Weg ist, den Hauptfaktor für die Verkehrsunfälle, 

der im Versagen des M~nBohen liegt, zu verringern. 
, \ 

'Ich darf abschliessend darauf hinweisen, qass mein Ressort auch bemüht ist j 

den beiden anderen Faktoren, Und zwar die Mängel der Strasse und die d~r MaSChine, 

durch die bekannte Strassenbautätigkeit und durch Priltung und Überprüfurlg der Kraft·­

f~euge herabzumindernc 

-.-..... -....... 
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